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Freiburger Erklärung vom 03. August 2017 

Bürgerasyl und humanitäres Bleiberecht für Frau Ametovic und ihre Kinder 
Frau Ametovic und ihre 6 Kinder wurden am 20. Januar 2015 aus Freiburg nach Serbien 
abgeschoben. Dies geschah, obwohl bekannt war, dass die Folgen der Abschiebung  dramatisch 
sein würden. Die breiten Proteste, die auch vom Freiburger Gemeinderat unterstützt wurden, blie-
ben folgenlos. 

Um ihrer unerträglichen Situation in Serbien zu entkommen, sind Frau Ametovic und ihre Kinder 
inzwischen nach Deutschland zurückgekehrt und haben einen Asylfolgeantrag gestellt. 

Jetzt droht die erneute Abschiebung. Dies ist der Fall, obwohl über eine laufende Petition des 
Freiburger Forums noch nicht entschieden wurde. Der Antrag, auf eine Abschiebung bis zum 
Entscheid über die Petition zu verzichten, wurde vom Regierungspräsidium vielmehr zurück-
gewiesen. Dieses Vorgehen missachtet humanitäre Grundsätze und ignoriert die massiven 
Gefährdungen, denen Frau Ametovic und ihre Kinder in Serbien ausgesetzt waren, was im Fall 
einer Abschiebung erneut der Fall sein wird. 

• Wir fordern einen Verzicht auf weitere Abschiebeversuche bis zum Entscheid über die 
Petition. 

• Wir unterstützen das Bürgerasyl, mit dem Frau Ametovic und ihre Kinder gegenwärtig vor 
Zugriffen der Polizei geschützt werden. 

• Wir fordern den Petitionsausschuss des Landes auf, sich für ein humanitäres Bleiberecht 
einzusetzen. 

• Wir fordern von der Landesregierung, dass sie von ihrem Recht gebraucht macht, ein 
humanitäres Bleiberecht zu gewähren. 

Frau Ametovic und ihre Kindern lebten nach ihrer Abschiebung im Januar 2015 in der serbischen Stadt Niŝ 
in Verhältnissen, die von Hunger, Nässe, Kälte, Krankheiten etc. geprägt waren. Vom Freiburger Forum aktiv 
gegen Ausgrenzung, vom Jugendhilfswerk Freiburg, von der Organisation 'alle bleiben' und von Privat-
personen gibt es zahlreiche Berichte, welche die besonders prekären Lebensrealitäten der sechs Kinder und 
von Frau Ametovic ausführlich belegen. Sie sind faktisch weder durch den serbischen Staat ausreichend 
unterstützt worden, noch können sie auf Unterstützung durch Verwandte zurückgreifen.  
In einem Schreiben der Gemeinderatsfraktion BÜNDNIS 90 /Die GRÜNEN und der SPD- Fraktion, die per 
Akklamation vom Gemeinderat Freiburg und vom Oberbürgermeister der Stadt Freiburg am 3. Februar 2015 
geschlossen unterstützt wurde, nahm der Gemeinderat wie folgt Stellung: 
„Die Nachrichten, die uns über die Situation der Familie Ametovic in Niŝ erreichen, sind schlimmer als 
befürchtet. Zusagen von serbischer Seite über Unterbringung und Versorgung von Mutter und Kindern 
wurden nicht eingehalten. (…) Sehr geehrter Herr Innenminister, wir richten die eindringliche Bitte an Sie, 
der aktuell bestehenden Kindeswohlgefährdung der Kinder der Familie Ametovic mit adäquaten Mitteln 
entgegenzuwirken. Da die von den serbischen Stellen zugesagte Betreuung der Familie nicht stattfindet, 



plädieren wir aus humanitären Gründen für eine sofortige Wiedereinreise von Frau Ametovic und ihren 
Kindern nach Freiburg.“ 
Die Situation hat sich seitdem in keiner Weise verbessert: Die Mutter der Kinder bekommt keinerlei 
Unterstützung durch ihre eigene Herkunftsfamilie. Ihre Eltern sind, als sie im Grundschulalter war, 
verstorben. Es gibt kein soziales Netz, auf das Frau Ametovic zurückgreifen kann. Das Verhältnis zum Vater 
der Kinder muss als eine von Gewalt geprägte Beziehung beschrieben werden, die von Frau Ametovic als 
permanente Bedrohung erlebt wird. Der Vater übernimmt keinerlei Verantwortung für die tägliche 
Versorgung seiner Kinder. Die Versorgung der Kinder ist vollständig von der Mutter abhängig. Frau Ametovic 
kann jedoch keiner Arbeit oder einem Zuverdienst nachgehen, da sie die Kinder betreuen muss. Sie muss 
zudem als überfordert und labil eingeschätzt werden. Mit ausreichendem staatlichem Schutz ist nicht zu 
rechnen. So wurde z.B. ihre Bitte um Aufnahme ins Frauenhaus bereits abgelehnt. Ohne entsprechende 
Unterstützung von Frau Ametovic muss davon ausgegangen werden, dass sie der gesamten Situation nicht 
mehr gewachsen sein wird. 
Aus diesen Gründen ist eine Abschiebung nach Serbien nicht hinnehmbar. Deshalb erklären wir jetzt 
öffentlich: Solange eine Abschiebung droht und die Landesregierung kein Bleiberecht gewährt, werden wir 
die Kinder und Frau Ametovic durch ein Bürgerasyl zu schützen versuchen. 
Frau Ametovic und ihren Kindern durch Bürgerasyl eine Zufluchtsstätte zu geben, um sie vor weiteren 
Abschiebeversuchen zu schützen, ist zwar – ähnlich wie bei einem Kirchenasyl - nicht legal, in diesem 
Einzelfall jedoch zwingend und legitim. Wenn Appelle und Demonstrationen nicht ausreichen, ist ziviler 
Ungehorsam geboten. 

Die Abschiebung von Frau Ametovic und den Kindern muss gestoppt werden. Sie sind auf ein 
humanitäres Bleiberecht angewiesen. 
 
Wir unterstützen die Forderung zum Bleiberecht für Frau Ametovic und ihre Kinder und erklären 
uns mit dem Bürgerasyl solidarisch: 
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